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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes über Unfallverhütung für 
Schüler und Studenten sowie Kinder in Kindergärten 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Schüler allgemeinbildender Schulen und Studenten an Hoch- 
schulen sowie Kinder in Kindergärten sind bei Unfällen nur un- 
zureichend gesichert. Die bestehenden Regelungen sind unein- 
heitlich. Die bisherigen Leistungen, die nur subsidiär gewährt 
werden, reichen vor allem bei bleibenden Körperschädigungen 
nicht aus; auch werden gezielte Heilverfahren und Berufshilfe 
nicht gewährt, Unfallverhütung nicht betrieben. 


B. Lösung 

Nach einstimmigem Beschluß des Ausschusses sollen Schüler 
und Studenten sowie Kinder in Kindergärten nach der Reichs- 
versicherungsordnung gegen Unfall versichert werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die für 1971 geschätzten Kosten von etwa 31,5 Millionen DM 
sind zu etwa drei Vierteln von den Gemeinden, im übrigen von 
den Ländern aufzubringen. Für den Bundeshaushalt entstehen 
keine Kosten. 
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A. Bericht des Abgeordneten Killat-von Coreth 


Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sache VI/695 — wurde dem Ausschuß für Arbeit imd 
Sozialordnung in der 50. Sitzung des Bundestages am 
6. Mai 1970 und der von der Bundesregierung vor- 
gelegte Gesetzentwurf — Drucksadle W1333 — in 
der 78. Bimdestagssitzung am 11. November 1970 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung feder- 
führend und dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit zur Mitberatung überwiesen. Der Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung hat die Gesetz- 
entwürfe in seinen Sitzungen am 3. und — nach vor- 
heriger Anhörung von Sachverständigen — am 
10. Dezember 1970 beraten; der mitberatende Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit* hat nach 
seiner Sitzung vom 3. Dezember 1970 eine Stellung- 
nahme abgegeben. 

1. Allgemeines 

Beide Ausschüsse sind der Auffassung, daß es 
keine Möglichkeit gibt, den Schülern und Studenten 
außerhalb der Sozialversicherung einen Anspruch 
auf ausreichende Leistungen nach Unfällen zu si- 
chern. Eine gesetzliche Verpflichtung der Schul- 
träger, durch eine Unfallversicherung oder. auf an- 
dere Weise Entschädigungen bei Schulunfällen zu 
gewährleisten, besteht nur in wenigen Ländern. In 


den übrigen Ländern gibt es z. T. Versicherungen auf 
freiwilliger Grundlage, z. T. nur Beihilfen. Dies be- 
mängelt auch der Bundesgerichtshof, der in seinem 
Urteil vom 16. Januar 1967 (BGHZ 46, 37) festgestellt 
hat, daß den Schülern ein eigener, öffentlich-recht- 
licher Anspruch auf Entschädigung zustehen sollte. 
Der Bundesgesetzgeber kann einen solchen An- 
spruch nur auf dem Wege der Sozialversicherung 
(Artikel 74 Nr. 12 des Grundgesetzes) schaffen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung ist 
der Meinung, daß die zweckmäßigste Lösung darin 
besteht, Schüler und Studenten in die gesetzliche 
Unfallversicherung einzubeziehen, deren Träger 
langjährige Erfahrungen nicht nur in der Zahlung 
von Geldleistungen, sondern auch auf den Gebieten 
der Heilbehandlung, der Unfallverhütung und der 
beruflichen Eingliederung besitzen. Die Anhörung 
von Sachverständigen hat den Ausschuß in seiner 
Auffassung bestärkt, den Unfallschutz für Schüler 
und Studenten in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung zu regeln. In Übereinstimmung mit der Empfeh- 
lung des Ausschusses für Jugend, Familie imd Ge- 
sundheit und der Stellungnahme des Bundesrates 
zum Gesetzentwurf der Bundesregierung, hat der 
Ausschuß darüber hinaus beschlossen, auch Kinder 
im Zusammenhang mit dem Besuch von Kinder- 
gärten in den gesetzlichen Unfallversicherungsschutz 
einzubeziehen. 
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Mit dem vorgesehenen gesetzlichen Unfallver- 
sicherungsschutz für Kinder, Schüler und Studenten 
ist nicht nur die Heilbehandlung und die Berufshilfe 
zur Eingliederung von Kindern und Jugendlichen in 
Beruf und Gesellschaft gewährleistet, sondern auch 
die Existenzsicherung bei Dauerschäden durch Ren- 
tenleistungen, die in ihrer Höhe und bei einem ent- 
sprechenden Lebensalter an die Leistungen für be- 
rufstätige Unfallgeschädigte mit gleicher Schulaus- 
bildung heranreichen. Anstelle der bisherigen Pau- 
schalleistungen treten in diesen Fällen dynamisierte, 
der Lohn- und Gehaltsentwicklung angepaßte Ren- 
tenleistungen. Durch die Einbeziehung aller Kinder- 
gartenbesucher, Schüler und Studenten in die gesetz- 
liche Unfallversicherung werden die Unfallversiche- 
rungsträger — die Gemeinden und z. T. die Länder — 
auch verpflichtet, in Schulen und Hochschuleh sowie 
in Kindergärten gezielte Vorsorge und Unfallver- 
hütung ZU betreiben. Diese soll sich nicht nur auf 
eine Verbesserung der baulichen und technischen 
Einrichtungen der Gebäude, Schulhöfe, Spielplätze 
und Sportanlagen beziehen, sondern ebenso dem 
Wegeunfall ihr besonderes Augenmerk schenken. In 
den Schulen sollten auch Schüler zu Sicherheitsbe- 
auftragten benannt werden, die nach entsprechender 
Schulung auf sicherheitsgemäßes Verhalten ihrer 
Mitschüler einwirken. Für die Lehrerschaft, aber 
auch für die Schüler untereinander, bewirkt die Neu- 
regelung außerdem eine Entlastung insofern, als 
diese in Zukunft nicht mehr in Anspruch genommen 
werden können, falls ein Mitverschulden durch man- 
gelhafte Aufsicht oder durch fahrlässiges Handeln 
bei einem Unfall festgestellt wird. 

Der Ausschuß erwartet von der Bundesregierung, 
daß in die jährlich vorzulegenden Berichte über den 
Stand der Unfallverhütung und das Unfallgeschehen 
in der Bundesrepublik auch besonders die für Schü- 
ler, Studenten und Kinder in Kindergärten getrof- 
fenen Unfallverhütungsmaßnahmen einbezogen wer- 
den. 

Im Zusammenhang mit der Beratung des Gesetz- 
entwurfs hat der Ausschuß auch das Problem der 
Festsetzung der Ortslöhne gemäß §§ 149 bis 152 der 
Reichsversicherungsordnung erörtert. Die Bundes- 
regierung ist um Prüfung gebeten worden, ob diese 
im Jahre 1911 entstandenen Vorschriften im Hinblick 
auf die Veränderung der gesellschaftlichen Verhäl- 
nisse und die Weiterentwicklung des Rechts geän- 
dert oder neu gefaßt werden sollten. Die Bundes- 
regierung hat zugesagt, diese Prüfung im Zusam- 
menhang mit der Überarbeitung des Ersten Buches 
der Reichsversicherungsordnung vorzunehmen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Druck- 
sache W1333 — zur Grundlage seiner Beratungen 
genommen; der Antrag der CDU/CSU-Fraktion 
— Drucksache 1/1/695 — wurde im Einvernehmen mit 
den Antragstellern für erledigt erklärt. Die nach- 
stehend unter Ziffer II im einzelnen erläuterten Be- 
schlüsse wurden einstimmig gefaßt. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 
Überschrift des Gesetzes 

Wegen der beschlossenen Ausdehnung des Unfall- 
versicherungsschutzes auf Kinder während des Be- 
suchs von Kindergärten ist die Überschrift des Ge- 
setzes entsprechend ergänzt worden. 

Zu § 1 — Unfallversicherung für Schüler und 

Studenten sowie Kinder in Kirdergärten 

Zu Nammer 1 (§ 539 Abs. 1 Nr. 14 RVO) 

Entsprechend den Ausführungen im allgemeinen Teil 
des Berichts wird der im Regierungsentwurf bezeich- 
nete Personenkreis während des Besuchs von Kin- 
dergärten erweitert. 

Zu Nummer 2 (*§ 637 Abs. 4 RVO) 

§ 637 RVO erhält einen neuen Absatz 4 in der 
Fassung, wie sie sich aus der Gegenäußerung der 
Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundes- 
rates (Anlage 3 der Drucksache W1333) ergibt. Die 
neue Vorschrift berücksichtigt, daß nach § 1 Nr. 1 
auch Kinder in Kindergärten unfallversichert sein 
sollen. 

Zu Nummer 3 (§ 655 Abs. 2 RVO) 

Die Zuständigkeit der Länder wird über die Fas- 
sung des Regierungsentwurfs hinaus auch auf be- 
stimmte Kindergärten (Folge der Änderung zu § 1 
Nr. 1) und auf private Hochschulen (Anregung des 
Bundesrates) erstreckt. Dadurch ergeben sich die 
neuen Nummern 4 bis 6 in § 655 Abs. 2 RVO. 

Zu Nummer 4 (§719 Abs. 1 RVO) 

Diese Vorschrift wurde unverändert in der Fas- 
sung des Regierungsentwurfs — Drucksache 
YI/ 1333 — übernommen. 

Zu § 2 — Weitere Ändenmgen der 

Reichsversicherungsordnung 

Die Änderungen des ,§ 550 und der Anlage 2 zu 
§ 790 Abs. 1 RVO sind unverändert in der Fassung 
des Regierungsentwurfs — Drucksache YI/1333 — 
beschlossen worden. 

Zu § 3 — Kündigung von Versicherungsverträgen 

Das Schuljahr 1970/71 endet für einzelne Schul- 
klassen in bestimmten Ländern noch zu Ostern 1971. 
Bei einem Inkrafttreten des Gesetzes zum 1, April 
1971 wäre eine Kündigung der Verträge unter Um- 
ständen erst zum 31. März 1972 möglich. Nach der 
vom Ausschuß beschlossenen Fassung wird eine 
Kündigung in jedem Falle zum 31. Juli 1971 ermög- 
licht. Die Belange der Hochschulen werden durch den 
Zusatz „oder Studienhalbjahre", die der Kinder- 
gärten durch die Generalklausel berücksichtigt. 

Zu § 4 — Berlin-Klausel 

Unverändert in der Fassung des Regierungsent- 
wurfs — Drucksache YI/1333 — . 
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Zu § 5 — Inkrafttreten 

Der Ausschuß hat beschlossen, als Zeitpunkt des 
Inkrafttretens den 1. April 1971 vorzuschlagen. Da- 
mit soll gleichzeitig dem Anliegen des Bundesrates 
Rechnung getragen werden, Doppelbelastungen der 
Länder, die auch für die Gemeinden eintreten könn- 
ten, zu vermeiden. Durch das spätere Inkrafttreten 
wird eine Doppelbelastung in nennenswertem Um- 
fang nicht mehr auftreten. Die kommunalen Ver- 
sicherungseinrichtungen werden für die Zeit vom 

1. April bis zum 31. Juli 1971 kaum noch Entschädi- 
gungen für Körperschäden zu leisten haben, da die 
Heilungskosten in vollem Umfang von der gesetz- 
lichen Unfallversicherung übernommen werden, die 
Fälle mit Kapitalzahlungen nach Angaben der Sach- 
verständigen in diesem Bereich aber in der Vergan- 
genheit verschwindend gering waren. 

Versicherungsverträge mit privaten Versiche- 
rungsunternehmen laufen spätestens zum 31. Juli 
1971 aus. Für die Übergangszeit von längstens vier 
Monaten kann eine doppelte Beitragszahlung nicht 


völlig ausgeschlossen werden. Dazu ist jedoch fol- 
gendes zu bemerken: 

1. Die von der Bundesregierung auf knapp 40 Mil- 
lionen DM geschätzten Kosten werden sich durch 
das spätere Inkrafttreten des Gesetzes um etwa 
ein Viertel, also auf ca. 30 Millionen DM, ver- 
mindern. Die Einbeziehung der Kinder in Kinder- 
gärten wird für 1971 ca. 1,5 Millionen DM kosten, 
so daß das Gesetz im Jahre 1971 statt der ge- 
schätzten 40 Millionen DM nur Kosten in Höhe 
von ca. 31,5 Millionen DM verursachen wird. 
Entsprechend niedriger wird sich auch die Ge- 
samtbelastung der Länder und Gemeinden stel- 
len. Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 

2. Der Beitrag für 1971 wird relativ niedrig sein, 
weil zunächst überwiegend nur Heilverfahrens- 
kosten anfallen werden. 

3. Der Beitrag zur gesetzlichen Unfallversicherung 
für 1971 wird erst im Jahre 1972, also in einem 
neuen Haushaltsjahr, erhoben. 


Bonn, den 17. Dezember 1970 


Killat-von Coreth 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1333 — in 
der sich aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen ; 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache W695 — für 
erledigt zu erklären; 

3. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Killat-von Coreth 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Unfallversicherung für Schüler und Studenten 

— Drucksache VI/ 1333 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über Unfallversicherung für Schüler und Studenten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Unfallversicherung für Schüler und Studenten 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 539 Abs. 1 erhält Nummer 14 folgende 
Fassung: 


„14. a) Schüler während des Besuchs allgemein- 
bildender Schulen, 

b) Lernende während der beruflichen Aus- 
und Fortbildung und ehrenamtlich Leh- 
rende in Betriebsstätten, Lehrwerkstät- 
ten, berufsbildenden Schulen, Schulungs- 
kursen und ähnlichen Einrichtungen, 
soweit sie nicht bereits zu den nach 
Nummern 1 bis 3 und 5 bis 8 Versicher- 
ten gehören, 

c) Studierende während der Aus- und Fort- 
bildung an Hochschulen, soweit sie nicht 
bereits zu den nach Nummern 1 bis 3 
und 5 bis 8 Versicherten gehören." 

2. § 637 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) § 636 gilt bei Arbeitsunfällen in Schulen 
und sonstigen in § 539 Abs. 1 Nr. 14 genann- 
ten Unternehmen ferner entsprechend für Er- 
satzansprüche eines Lernenden, dessen Ange- 


Beschlüssedes 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über Unfallversicherung für Schüler und Studenten 

^ sowie Kinder in Kindergärten 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Unfallversicherung für Schüler und Studenten 

sowie Kinder in Kindergärten 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 539 Abs. 1 erhält Nummer 14 folgende 
Fassung: 

„14. vor a) Kinder während des Besuchs von 
Kindergärten, 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 


2. § 637 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) § 636 gilt bei Arbeitsunfällen in den in 
§ 539 Abs. 1 Nr. 14 genannten Unternehmen fer- 
ner entsprechend für Ersatzansprüche eines Kin- 
des oder eines Lernenden, deren Angehörigen 
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Entwurf 

hörigen und Hinterbliebenen gegen den Unter- 
nehmer sowie in Verbindung mit Absatz 1 für 
Ersatzansprüche gegen Lernende/ 

3. In § 655 Abs. 2 wird am Ende der Nummer 3 
der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 4 eingefügt: 

„4. für Schüler an privaten allgemeinbildenden 
Schulen." 


4. § 719 Abs. 1 erhält folgenden Satz 4: 

„Als Beschäftigte im Sinne des Satzes 1 gelten 
auch die nach § 539 Abs. 1 Nr. 14 Versicherten." 

§ 2 

Weitere Änderungen der Reichs Versicherungs- 
ordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 550 wird nach Satz 1 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Die Versicherung ist nicht ausgeschlossen, wenn 
der Versicherte von dem unmittelbaren Wege 
zwischen der Wohnung und dem Ort der Tätig- 
keit abweicht, weil sein Kind (§ 583 Abs. 5), das 
mit ihm in einem Haushalt lebt, wegen seiner 
oder seines Ehegatten beruflicher Tätigkeit frem- 
der Obhut anvertraut wird." 

Satz 2 wird Satz 3. 

2. In der Anlage 2 zu § 790 Abs. 1 erhält die Num- 
mer 9 folgende Fassung: 

„9. Land- und forstwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft Darmstadt". 

§ 3 


Verträge mit Versicherungsunternehmen können 
zum Ende des Schuljahres 1970/71 gekündigt wer- 
den, soweit sie Unfälle betreffen, die nach § 1 dieses 
Gesetzes Arbeitsunfälle sind. 


§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Ab- 
satz 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

und Hinterbliebenen gegen den Unternehmer 
sowie in Verbindung mit Absatz 1 für Ersatz- 
ansprüche dieser Versicherten untereinander." 

3. In § 655 Abs. 2 werden am Ende der Nummer 3 
der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummern 4, 5 und 6 eingefügt: 

„4. für Kinder in Kindergärten der Träger der 
freien Jugendhilfe und von anderen priva- 
ten gemeinnützigen Kindergärten, 

5. für Schüler an privaten allgemeinbildenden 
Schulen, 

6. für Studierende an privaten Hochschulen." 

4. unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

Kündigung von Versicherungsverträgen 

Verträge mit Versicherungsuntemehmen können 
zum Ende des laufenden Schuljahres oder Studien- 
halbjahres, spätestens zum 31. Juli 1971 gekündigt 
werden, soweit sie Unfälle betreffen, die nach § 1 
dieses Gesetzes Arbeitsunfälle sind. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1971 in Kraft. 
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